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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht, 

den Geheimen Regierungsrat und vortragen— 
den Rat im Miniſterium für Handel 
und Gewerbe Walther von Bartſch 
zum Geheimen Ober⸗Regierungsrat und 

den Baugewerkſchuldirektor Brettſchnei— 
der in Münſter zum Regierungs- und 
Gewerbeſchulrat 

zu ernennen, 

im Miniſterium für Handel und Gewerbe 
dem Rechnungsrat Huwe den Charakter 
als Geheimer Rechnungsrat, den Ge⸗ 
heimen Regiſtratoren Fricke und 
Brüggemann den Charakter als 
Kanzleirat und dem Geheimen expedie 
renden Sekretär und Kalkulator Wahle 
den Charakter als Rechnungsrat, ferner 


tragen worden. 


den Kommerzienräten Johann Valentin 
Andreae und Otto Braunfels in 
Frankfurt a. M. den Charakter als 
Geheimer Kommerzienrat, ſowie dem 
Fabrikbeſitzer Otto Beſtehorn in 
Aſchersleben, dem Fabrikanten Franz 
Hagen in Cöln und dem Bankdirektor 
Naphtali Hamburger in Poſen den 
Charakter als Kommerzienrat 


zu verleihen. 


Dem Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
Brettſchneider iſt die etatsmäßige Stelle 
eines Regierungs- und Gewerbeſchulrats bei 
den Königlichen Regierungen in Münſter und 
Minden mit dem Amtsſitz in Münſter über: 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Errichtung von Häfen, Liegeplätzen und Umſchlagsſtellen au Schiffahrtsſtraßen. 


Häfen, 


Berlin W. 66, den 6. April 1907. 


Liegeplätze und Umſchlagsſtellen, welche von öffentlichen Verbänden oder 


privaten Unternehmern an den natürlichen oder den dem Staate gehörigen künſtlichen 
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Schiffahrtsſtraßen errichtet werden ſollen, bedürfen der ſtrom- und ſchiffahrtspolizeilichen 
Genehmigung. Nach feſtſtehender Verwaltungspraris Türmen ſolche Genehmigungen in den⸗ 
jenigen Fällen abgeändert oder zurückgenommen werden, in welchen das öffentliche Intereſſe 
dies erfordert. Auf die Widerruflichkeit kann die genehmigende Behörde nicht Verzicht 
leiſten; ſie wird andererſeits tatſächlich von der weitgehenden geſetzlichen Befugnis nur ganz 
ausnahmsweiſe und zwar nur dann Gebrauch machen, wenn ſich das Fortbeſtehen der 
Anlage in ihrem gegenwärtigen Zuſtande mit der Beſtimmung der Schiffahrtsſtraße für den 
allgemeinen Verkehr nicht mehr vereinigen laſſen ſollte. Die Notwendigkeit eines ſchonenden 
Vorgehens ergibt ſich ſchon daraus, daß eine geſunde Entwickelung der Schiffahrtsſtraße 
weſentlich mit auf der möglichſt vollkommenen Ausſtattung mit ſolchen Anlagen beruht, 
hierbei aber die Bauverwaltung, ſofern es ſich nicht um Sicherheitshäfen handelt, grund— 
ſätzlich auf die Betätigung der Intereſſenten angewieſen iſt. 

Da namentlich bei der Ausführung der in dem Geſetze, betreffend die Herſtellung und 
den Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 1. April 1905 (GS. S. 179 u. flgd.) vorgeſehenen 
Bauten vorausſichtlich vielfach Anträge wegen der Genehmigung von Unternehmungen der 
in Rede ſtehenden Art an die Waſſerbauverwaltung herantreten werden, nehmen wir Ver— 
anlaſſung, auf die Urteile des Oberverwaltungsgerichts vom 9. Juni 1877 und 18. Januar 
1882 (Entſcheidungen Band 2 Seite 422 und Band 8 Seite 215) hinzuweiſen. 

Der Abſchluß von privatrechtlichen Abmachungen über die Zulaſſung der Inter: 
nehmungen iſt in allen Fällen abzulehnen, da daraus ſich bei zukünftigen Verbeſſerungen 
an der Waſſerſtraße in hohem Grade hinderliche Beſchränkungen der Verwaltung ergeben 
können. Namentlich dürfen dahin gehende Zuſicherungen nicht bei dem Erwerbe von Grund 
und Boden für die Waſſerſtraßen mit zum Gegenſtande der Verhandlung gemacht oder in 
die Verträge über den freihändigen Ankauf aufgenommen werden, auch wenn ſich dadurch 
im übrigen bie Überlaſſung der Grundſtücke zu günſtigeren Bedingungen erreichen laſſen ſollte. 


Der Miniſter Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
von der Hagen. Holle. 


IIb 3099 M. f. H. u. G. — III 167 M. d. ö. A. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten (Strombau- bezw. Kanalverwaltung), die Herren 
Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die Königliche 
Miniſterialbaukommiſſion in Berlin. 


Betr. Unterſuchungen von Scelenten auf Sehvermögen und Farbennuterſcheidnugsvermögen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. April 1907. 

Bei Vorlegung der vorgeſchriebenen jährlichen Überſichten über das Ergebnis der 
vorgenommenen Unterſuchungen von Seeleuten auf Sehvermögen und Farbenunterſcheidungs⸗ 
vermögen ſollte nach dem Runderlaſſe vom 9. November 1904 (HM Bl. S. 455) zugleich 
auch berichtet werden, ob und in welcher Höhe zur Beſtreitung der Koſten des Unter 
ſuchungsverfahrens Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe erforderlich geweſen und welche Ver— 
gütungen an die Sachverſtändigen ausgezahlt worden ſind. Die Berichterſtattung über dieſe 
Fragen iſt nunmehr entbehrlich geworden und kann deshalb in Zukunft fortfallen. 

Im Auftrage. 
IIb 3848. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Betr. Gefäßverſchlüſſe für Nahrungs- und Genußmittel. 
Berlin, den 5. April 1907. 

Nach § 2 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes, betreffend die Verwendung geſundheitsſchädlicher 
Farben bei der Herſtellung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden, 
vom 5. Juli 1887 (R Bl. S. 277) ift die Verwendung von antimonhaltigem Gummi zu 
Umhüllungen und Schutzbedeckungen, in denen Nahrungs- und Genußmittel aufbewahrt 
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werden, als unzuläſſig zu erachten. Als derartige Schutzbedeckungen kommen bei Flaſchen⸗ 
verſchlüſſen die antimonhaltigen Kautſchuk⸗Ringe und Scheiben in Betracht. Nach neuerdings 
angeſtellten Verſuchen kann aber die Anwendung von ſchwefelantimonhaltigem Gummi zur 
Dichtung der Verſchlüſſe von Gefäßen, die zur Aufbewahrung von Nahrungs- und Genuß⸗ 
mitteln dienen, als völlig unbedenklich für die Geſundheit angeſehen werden, ſo daß einer 
Aufhebung des geſetzlich beſtehenden Verbots an ſich nichts im Wege ſtehen würde. Es 
liegt aber nicht in der Abſicht, lediglich für den einen Gebrauchsgegenſtand eine Anderung 
des Geſetzes herbeizuführen, zumal das Verbot ſeither ohne praktiſche Bedeutung geblieben 
zu ſein ſcheint und uns wenigſtens Fälle nicht bekannt geworden ſind, in denen ſchwefel⸗ 
antimonhaltige Gummidichtungen beanſtandet worden wären. Um derartige Beanſtandungen 
aber auch für die Zukunft zu vermeiden, erſuchen wir Sie, die mit der Überwachung des 
Nahrungsmittelverkehrs befaßten Polizeibehörden und die öffentlichen Unterſuchungsanſtalten 
des Bezirks von dem Sachverhalt in Kenntnis zu ſetzen und anzuweiſen, von einer Kontrolle 
der zur Dichtung von Gefäßverſchlüſſen verwendeten Kautſchuk Ringe und Scheiben in 
bezug auf ihren Antimongehalt Abſtand zu nehmen. 


Der Miniſter ber geiſtlichen, Der Miniſter des Innern. Der Miniſter 
Unterrichts- und Medizinal⸗ In Vertretung. für Handel und Gewerbe. 
Angelegenheiten. von Biſchoffshauſen. Im Auftrage. 


Im Auftrage. 
Förſter. 
M. d. g. A. M. 5450. — M. d. J. IIa 1988. — M. f. Hdl. uſw. IIb 2338. 


An die Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


von der Hagen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Gewerbebetrieb der Immobilien⸗Makler. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. April 1907. 

Von Vereinigungen der Immobilienmakler iſt wiederholt darauf hingewieſen worden, 
daß die Vorſchriften über den Geſchäftsbetrieb der Vermittelungsagenten für Immobiliar— 
verträge vom 23. Juli 1900 (M.⸗Bl. f. d. i. V. S. 238) ihren Zweck verfehlt hätten, da die 
Polizeibeamten außerſtande ſeien, eine wirkſame Kontrolle des Inhalts der vorgeſchriebenen 
Geſchäftsbücher vorzunehmen. Die Vereinigungen haben daher um die Aufhebung der 
Vorſchriften vom 23. Juli 1900 gebeten. 

Neuerdings iſt in Breslau ein Bankier gerichtlich beſtraft worden, weil er es unter— 
laſſen hatte, die im § 35 letzter Abſatz der Gewerbeordnung vorgeſehene Anzeige zu erſtatten 
und die für Immobilienmakler geforderten Bücher zu führen, obwohl er ſich in ſeinem 
Geſchäftsbetrieb auch mit der gewerbsmäßigen Vermittelung von Hypothekengeſchäften befaßte. 
Mit Rückſicht hierauf haben die Handelskammern in Breslau, Danzig, Halberſtadt und 
Schweidnitz beantragt, anzuordnen, daß die Vorſchriften vom 23. Juli 1900 auf die inner⸗ 
halb des Betriebs eines Bankgeſchäfts ſtattfindende Vermittelung von Immobiliarverträgen 
keine Anwendung zu finden hätten. Die Handelskammern in Berlin, Poſen und Oppeln, 
der Verband Deutſcher Grundſtücks⸗ und Hypothekenmaklervereine in Frankfurt a. M., ſowie 
der Verein Berliner Grundſtücks⸗ und Hypothekenmakler find dahin vorſtellig geworden, daß 
nicht nur die Bankiers, ſondern ſämtliche Vollkaufleute von den „Vorſchriften“ ausgenommen 
werden möchten. Einen gleichen Beſchluß hat auch die Kommiſſion, betreffend Geld, Banken 
und Börſe, des diesjährigen deutſchen Handelstags gefaßt. 

Vor weiterer Entſchließung über dieſe Anträge erſuche ich Sie, Sich auf Grund der 
in Ihrem Bezirke gemachten Erfahrungen binnen 2 Monaten darüber zu äußern, ob anzu- 
erkennen iſt, daß ſich die Vorſchriften vom 23. Juli 1900 nicht bewährt haben, und ob 
daher ihre Aufhebung oder ihre Beſchränkung auf nicht als Vollkaufleute ins Handels- 
regiſter eingetragene Perſonen angezeigt erſcheint. 

III 3145. — IIb 8824. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Gebühren für bie Prüfung von Acetylenanlagen. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 20. April 1907. 

Die in der Gebührenordnung für die Prüfung von Acetylenanlagen mit dem Zentral- 
verbande der Dampfkeſſelüberwachungsvereine vereinbarten Reiſevergütungen entſprechen 
denjenigen der höheren Beamten der Staatsverwaltung. Der Auſatz von 9 Pfennig für 
das Kilometer gilt daher für jede einfache Fahrt und kann für die Hin⸗ und Rückreiſe be 
anſprucht werden. Da die Reiſekoſten jedoch lediglich eine Vergütung für die durch das 
Abnahmegeſchäft verurſachten Unkoſten darſtellen, ſo können fie dem Beſitzer der Acetyleu⸗ 
anlage bei Rundreiſen des Beamten nur anteilig berechnet werden. Dabei iſt es gleich⸗ 
gültig, ob es ſich um die Erledigung verſchiedenartiger Dienſtgeſchäfte, z. B. in Keſſel,, 
Fahrſtuhl⸗ und elektriſchen Angelegenheiten in Verbindung mit Acetylendienſtgeſchäften, oder 
ausſchließlich um ſolche in Acetylenangelegenheiten handelt. Bei den Prüfungen der 
Rechnungen wird ferner darauf zu achten ſein, daß nicht etwa die Beſitzer der Acetylen⸗ 
anlagen deswegen höher belaſtet werden, weil der Beamte ohne Grund zwiſchen zwei 
Prüfungsgeſchäften nach Hauſe zurückgekehrt iſt. 

Bei der Feſtſtellung der Kilometervergütungen find im übrigen, z. B. hinſichtlich der Abrun⸗ 
dung, der Berechnung des kürzeſten Reiſewegs und dergl., bie für die Staatsbeamten nıaßgeben- 
den Grundſätze zu beachten. Erforderlichenfalls ſind die Gebührenberechnungen abzuändern. 

Im Auftrage. 
III 3089. Neumann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. und zu gleichmäßiger Beachtung an die übrigen 
Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten von Berlin. 


Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. g 
Berlin W. 66, den 27. April 1907. 

Aus Anlaß der Exploſion eines Atetylenapparats in einer Gaſtwirtſchaft iſt feſtgeſtellt, 
daß der Entwickler im Dunkeln beſchickt und dabei mangelhaft verſchloſſen worden war, 
ſodaß das entwickelte Acetylen in den Apparatenraum austreten und ſich hier mangels einer 
wirkſamen Entlüftung von einem benachbarten Raum aus entzünden konnte. 

Bei den Prüfungen der Acetylenanlagen iſt daher darauf zu achten, daß überall da, 
wo nach der Benutzung des Apparats von vornherein zu erwarten iſt, daß ſeine Bedienung 
auch in der Dunkelheit erforderlich wird, wie 3. B. in Gaſtwirtſchaften mit Nachtbetrieb, 
eine dem § 4 der Normalpolizeiverordnung, betreffend die Herſtellung, Aufbewahrung und 
Verwendung von Acetylen, entſprechende Außenbeleuchtung vorgeſehen wird. 

Im Auftrage. 
II 3325. gez. Neumann. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


3. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Dampfkeſſel für Automobile. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. — ou 


Auf Grund des $ 21 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung 
von Dampfkeſſeln vom 5. Auguſt 1890 werden hinſichtlich der Durchführung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen für die von Ihnen hergeſtellten Automobil⸗Dampfkeſſel, die aus ſtählernen 
Schlangenröhren von 19 mm äußerem Durchmeſſer und 2,5 bis 3 mm Wandſtärke beſtehen 
und bei etwa 13 Geſamtinhalt und 5 qm Heizfläche mit einem Höchſtüberdrucke von 
60 Atmoſphären betrieben werden ſollen, dieſelben Ausnahmen zugeſtanden, wie ſie den 
Serpollet⸗Dampferzeugern durch Erlaß vom 3. Januar 1900 (99093. f. d. i. V. S. 94) ein⸗ 


geräumt worden ſind. 
Im Auftrage. 


III 3042 (gez.) Neumann. 
An Herrn Fabrikbeſitzer Otto Fronnne in Frankfurt a. M. 


Laufende Nummer 


— 


4. Organiſation des Handwerks. 
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Überfiht über die im Jahre 1907 in Preußen beſtehenden Juuungsverbände. 


Name, Sitz und Bezirk 
des 
Innungsverbands 


Zahl der dem Verband 


enm angehörenden 
gung ve, Mitglieder Einzel- Verbands⸗ 
des Ver⸗ P e Sun, genoſſen 
bandg- | un“ mit- überhaupt 
j " Emudesc (Spalten 
ſtatuts t (Spalte 4) 5 und 6) 
E 4 5 | 6 | 1 


Name, Stand und Wohnort 
des Vorſitzenden 
des Verbandsvorſtands 


13. 


Zentralverband 
deutſcher Bäcker⸗Innungen 
„Germania“ 

Bund deutſcher Barbierz, 
Friſeur⸗ und Perücken⸗ 
macher⸗Innungen 

Innungsverband deutſcher 
Baugewerksmeiſter 


Bund deutſcher Buchbinder⸗ 
Innungen 


Verband deutſcher Bürſteu⸗ 
macher⸗Innungen u. ſelb⸗ 
ſtändiger Bürſtenmacher 

Bund deutſcher Dach⸗ 
decker⸗Innungen 


Zentralverband deutſcher 
Drechſler-Innungen und 
Fachgenoſſen 

Verband von Glaſer⸗In⸗ 
nungen Deutſchlands 
Bund deutſcher Korbmacher⸗ 
Innungen 


Bund deutſcher Perücken⸗ 
macher, Damen⸗ und 
Theaterfriſeur⸗Innungen 
Bund deutſcher Sattler⸗ 
(Sattler⸗ und Zapepierer-), 
Riemer⸗ und Täſchner⸗ 
Innungen 

Bund deutſcher Schmiede⸗ 
Innungen 

Bund deutſcher Schneider⸗ 
Innungen 


Zentral⸗Jnnungsverband 
der Schornſteinfegermeiſter 
des Deutſchen Reichs 

Bund deutſcher Schuhmacher— 
Innungen 


Bund deutſcher Steinſetzer⸗ 
Innungen 

Bund deutſcher Stellmacher⸗ 
und Wagner⸗Junungen 


Bund deutſcher Tapezierer 
und verwandter Gewerbe⸗ 


treibender 

Bund deutſcher Tiſchler⸗ 
Innungen 

Bund deutſcher Schiffer⸗In⸗ 
nungen in Fürſtenwalde 


17. 2.99 1096 50994 52 51046 
8.11.98 | 374 19 933 — 19 938 
23. 12.99 329 9 797 11 9 808 
9.7.06 42 2019 658 2 612 
20. 5. 02 5 184 66 250 
81.12.99 17 825 77 902 
8.9.99 10 211 7 218 
31.1.9 | 82 2968 268 8 296 
9.2. 99 22 885 38 923 
29.11.98| 17 625 | 416 1040 
24.2.99 [ 65 | 2609 | 57 28666 
8.4.05 | 202 | 11120| — | 111:0 
| 
29. 11.98] 250 | 22.038 4| 22042 
8. 11.98] 63 23891 — 2891 
18. J. 99 94 | 10 576 — 10 578 
8. 3. 99 13 368 2 370 
23.12.99| 43 1670 66 1 186 
18.2.02] 56 4787 | 84 4811 
| I 
14.8.99 | 110 9500 | 1 9 501 
30 9.03] 29 | 1826 | 2| 1898 
| 


Anmerkung: Von 1—19 mit dem Sitz in Berlin. 


Bäcker⸗ 


Joſeph Bernard, 
meiſter, Berlin, Crefelder⸗ 
ſtraße 19. 

Julius Pfeffer, 
Berlin, Gneiſenauſtr. 108. 


Friſeur, 


Bernhard Feliſch, Baurat, 
Grunewald, Wangenheim⸗ 


ſtraße 81. 
Guſtav Slaby, Buchbinder⸗ 
meiſter, Berlin, Groß⸗ 


beerenſtr. 86. 
Oskar Löffler, Bürſtenmacher⸗ 
meiſter, Berlin, Stralauer⸗ 


ſtraße 83. 
Anton Weißenhagen, Dach⸗ 
deckermeiſter, Berlin, 


Mittenwalderſtr. 4. 
H. Wegner, Drechſlermeiſter, 
Berlin, Sebaſtianſtr. 72. 


Louis Jeſſel, Glaſermeiſter, 
Berlin, Zimmerſtr. 64. 
Friedrich Bergmann, Korb⸗ 
machermeiſter, Berlin, An⸗ 

dreasſtraße 58. 

Hugo Baumgarten, Friſeur, 
Berlin, Neue Winterfeldt⸗ 
ſtraße 40. 

Hermann Zehle, Sattlermſtr., 
Berlin, Friedrichsgrachts4. 


Erdmann Scholz, Schmiede⸗ 
meiſter, Berlin, Schulſtr. 33. 

Guſtav Krauſe, Schneider⸗ 
meiſter, Berlin, Nieder⸗ 
wallſtr. 21. 

Auguſt Schmidt, Schorn⸗ 
ſteinfegermeiſter, Berlin, 
Wienerſtr. 64. 

Reinhardeſſer, Kommiſſions⸗ 
rat, Berlin, Alexander⸗ 
ſtraße 55. 

Eduard Dröge, Baumeiſter, 
Grunewald, Herthaſtr. 6. 

Hermann Marquardt, Stell⸗ 
machermeiſter, Berlin, 
Bremerſtr. 54/55. 

Guſtav Günther, Tapezierer⸗ 
meiſter, Berlin, Lange⸗ 
ſtraße 110. 

H. Nicht, Tiſchlermeiſter, 
Berlin, Oranienſtr. 185. 

W. Neuſch, Schiffseigner, 
Fürſtenwalde. 


Name, Sitz und Bezirk 
des 


Innungsverbands 


Laufende Nummer 


Müller⸗Innungsverband im 
Regierungsbezirke Frank⸗ 
furt a / O. in Frankfurt a/ O. 

Innungsverband für den 
Regierungsbezirk Oppeln 
in Oppeln 

Oberſchleſiſcher Fleiſcherver⸗ 
band für den Regierungs⸗ 
bezirk Oppeln i. Kattowitz 

Weber⸗Innungsverband im 
Regierungsbezirk Erfurt 
in Heyerode 

Schleswig⸗Holſteiniſcher 
Schmiede⸗ und Schloſſer⸗ 
verband in Kiel 

Bäcker⸗Innungsverband an 
der Unterweſer in Geeſte⸗ 
münde für die Kreiſe Geeſte⸗ 
münde, Lehe ſowie die 
Stadt Bremerhaven 

Baugewerks ⸗Innungsver⸗ 
band „Bauhütten an der 
Unterweſer“ zu Bremer⸗ 
haven für die Gemeinden 
Geeſtemünde, Bremer⸗ 
haven und Lehe 

Barbier⸗, Friſeur⸗ und Pe⸗ 
rückenmacher⸗Innungs⸗ 
verband an der Unter⸗ 

| weſer in Geeſtemünde für 
die Kreiſe Geeſtemünde, 
Lehe ſowie die Stadt 
Bremerhaven 

Oſtfrieſiſcher Innungsver⸗ 
band für den Regierungs- 
bezirk Aurich in Aurich 

„Siegerland“, Kreisverband 
von Bäcker⸗ und Konditor⸗ 
Innungen für den Kreis 
Siegen in Siegen 

Innungsverband für den 
Kreis Siegen in Siegen. 

Deutſcher Fleiſcher⸗Verband 
in Frankfurt a/ M. 

Maler⸗ und Anſtreicher⸗ 
meiſter⸗Innungsverband 
von Rheinland und Weſt⸗ 
falen in Düſſeldorf 

Verband deutſcher Rechts 
konſulenten⸗Junungen in 
Cöln 


27. 


28. 


34. 


— ——— — —Ü 


Tag der 


Genehmi⸗ 


gung 
des Ver⸗ 
bands⸗ 
ſtatuts 


3 
10. 9. 03 
24. 2. 00 
13. 2. 05 
22. 8. 06 
23. 1. 00 


8. 5. 92 


7.12.02 


30. 1. 85 


26. 1. 05 


24-1500 


15. 12. 02 


Bufammen . 


In⸗ 
nun⸗ 
gen 


48 


4416 
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Zahl ber dem Verband 
angehörenden 


MitgliederſEinzel⸗ 
der In⸗ 
nungen 

(Spalte 4) 


genoſſen 
mit⸗ 


glieder (Spalten 
5 und 6) 


29 1 780 
4 904 = 4 904 
Gb. - 651 
868 — 868 
1820 4 
| 
106 | 18 124 
A 49 
| em e 4b 
2 UU c 2 110 
290g — 350 
933 3 936 
38 195 281 38 476 
2391 69 2 460 
428 81 459 


209 452 2205 | 211667 


Verbands⸗ 


überhaupt 


— —— € ͤ äw—ÿ2ẽ — — --- — 


Name, Stand und Wohnort 
des Vorſitzenden 
des Verbandsvorſtands 


E. Pietſch, Mühlenbeſitzer, 
Amtitz. 
H. John, Backermeiſter, 
Oppeln. 


Anton Franetzki, Fleiſcher⸗ 
meiſter, Kattowitz. 


Jakob Marx, Webermeiſter, 
Heyerode. 


1824 | H. Schulte, Schloſſermeiſter, 
Kiel. 


F. H. Niemeyer, Bäckermeiſter, 
Geeſtemünde. 


Karl Kiſtner, Maurer⸗ 
meiſter, Lehe. 
Fr. Plate, Barbier und 


Friſeur, Geeſtemünde. 


Johann Wienholtz, Tiſchler⸗ 
meiſter, Aurich. 


Vorſitzender z. Zt. nicht vor⸗ 
handen. Stellv.: L. Becker, 
Bäckermeiſter, Siegen. 


Emil Bommert, Buch- 
druckereibeſitzer, Siegen. 
Karl Marx, Metzgermeiſter, 

Frankfurt a / M. 
Auguſt Evers, Dekorations⸗ 
malermeiſter, Düſſeldorf. 


Auguſt Pott, Prozeßagent, 
Witten. 
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5. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Bleivergiftnugen in Franſenknüpfereien. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. April 1907. 

Nach Nr. 1 der Wiener Zeitſchrift für Gewerbehygiene uſw. vom Januar 1907 hat 
der Gewerbehygieniker Profeſſor Dr. Xefef) Bleivergiftungen bei ſolchen Franſen— 
knüpferinnen feſtgeſtellt, die ſchwarze, ſeidene Garne verarbeiten. Die ſchwarzen Seiden— 
garne ſollen häufig mit Bleizucker (Bleiacetat) beſchwert ſein. Beim Einziehen des Garnes 
in die Tücher und beim Knüpfen der Franſen löſt ſich dieſes Bleiſalz vielfach als dichter 
Staub von den Fäden ab, erfüllt die Luft und lagert ſich auf Kleidung, Kopfhaar, Fuß— 
boden und Gerätſchaften nieder. In dieſem Staube find bis zu 42 % des leichtlöslichen 
Bleizuckers nachgewieſen worden. Die Frauſenknüpferei ſoll in Oſterreich nicht nur in 
Fabriken und Werkſtätten, ſondern auch in der Hausinduſtrie betrieben werden. Zur Ver— 
hütung der Bleivergiftungsgefahr iſt in Oſterreich durch eine unter dem 17. Juli 1906 
erlaſſene Verordnung „über die Verwendung von Farben und geſundheitsſchädlichen Stoffen 
bei Erzeugung von Lebensmitteln und Gebrauchsgegenſtänden“ die Verwendung von Blei— 
verbindungen zur Beſchwerung oder Appretur von Geſpinſten, Garnen, Wirkwaren, Geweben 
aller Art oder Poſamentierwaren, ſofern dieſe Gegenſtände Bekleidungszwecken dienen, 
verboten worden. 

Ich erſuche Sie, durch die Gewerbeaufſichtsbeamten feſtſtellen zu laſſen, ob und in 
welchem Umfange die Franſenknüpferei im dortigen Verwaltungsbezirk betrieben wird, wieviele 
Perſonen damit beſchäftigt ſind und ob und in welchem Umfange Bleivergiftungen bei ihnen 
beobachtet wurden. Zugleich erſuche ich um eine gutachtliche Außerung darüber, ob Ihnen 
reichsrechtliche Vorſchriften gemäß § 120e Abſatz 1 der Gewerbeordnung zum Schutze ber 
Franſenkuüpfer geboten erſcheinen. 

III 8463. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Stapelung von Rohzuckerſäcken. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 19. April 1907. 

In dem Verwaltungsbezirke des Provinzialſteuerdirektors der Provinz Sachſen ſind 
dadurch, daß Stapel von Säcken mit Rohzucker einſtürzten, in den Zuckerfabriken und 
Zuckerlagern Steuerbeamte erheblich, zum Teil ſogar tödlich verletzt worden. In gleicher 
Weiſe wie die Beamten ſind auch die Arbeiter in den Zuckerfabriken und Zuckerlagern 
durch eine nicht ſachgemäße Stapelung der Säcke gefährdet. Der Polizeipräſident in 
Magdeburg hat deshalb an den Vorſtand der ſtädtiſchen Hafen- und Lagerhausverwaltung 
folgende Verfügung erlaſſen: 

„Auf Grund der §§ 120a und 120d der Gewerbeordnung wird nach dem 
Vorſchlage der Königlichen Gewerbeinſpektion hier für Ihren Gewerbebetrieb 
folgendes verfügt: 

Die Stapelung von Säcken mit Rohzucker darf nur auf feſtem, ebenem 
Fußboden unter ſachkundiger Aufſicht und von ſachkundigen Perſonen bei Tages— 
licht oder ausreichender künſtlicher Beleuchtung vorgenommen werden. Die 
Stapel ſind an deu frei liegenden Ecken tunlichſt in ſicherem Verbande zu ver— 
legen und an den frei ſtehenden Seiten tunlichſt in Stufen von nicht mehr als 
„Sack Höhe oder unter Innehaltung eines angemeſſenen Böſchungswinkels auf 
zuführen. Wo frei ſtehende, ſenkrechte Stapelwände von größerer Höhe aus 
ſteuertechniſchen und ähnlichen Gründen ſich nicht vermeiden laſſen, ſind ſie in 
dauerhafter Weiſe ſo abzuſteifen, daß gefährliche, einſturzdrohende Verſchiebungen 
ausgeſchloſſen ſind. Das Abtragen der Stapel darf nur ſchichtweiſe von oben 
herab erfolgen, insbeſondere iſt das Herausziehen von Säcken aus der Mitte der 
Stapel unterſagt. Das Beſteigen von ſenkrechten Stapelwänden ohne Benutzung 
ſicherer und genügend hoher Leitern iſt verboten. Dieſe Verfügung iſt in jedem 
Raume, in welchem Rohzuckerſäcke geſtapelt werden, in gut lesbaren Abdrücken 
an ſichtbaren Stellen zum Aushang zu bringen. 
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Bei Zuwiderhandlungen haben Sie gemäß § 147 Z. 4 der Gewerbeordnung 
Beſtrafung zu gewärtigen.“ 

Auch die abgeänderten Unfallverhütungsvorſchriften der Zuckerberufsgenoſſenſchaft 
tragen dieſer Unfallgefahr Rechnung; ihr 8 11 ſchreibt folgendes vor: 

„Sackſtapel dürfen nur auf feſtem, ebenem Fußboden und unter fad 
kundiger Aufſicht oder von ſachkundigen Perſonen aufgebaut werden. Die 
Stapel ſind an frei liegenden Ecken in der äußeren Lage tunlichſt im Kreuz⸗ 
oder Mauerverband, im übrigen in Stufen von nicht mehr als 5 Sack oder 
mindeſtens unter Innehaltung eines Böſchungswinkels auszuführen. Senkrechte 
Stapelwände von gefahrdrohender Höhe ſind abzuſteifen. Das Abtragen der 
Säcke iſt von oben herab und gleichfalls nur unter ſachkundiger Aufſicht oder 
von ſachkundigen Perſonen ſtufenförmig oder unter Innehaltung eines Böſchungs⸗ 
winkels zu bewirken. Das Herausziehen von Säcken aus unteren Lagen iſt 
ſtrengſtens zu verbieten.“ 

Von großem Einfluß auf die Sicherheit der Stapel iſt neben ihrer Höhe, ihrer Bau 
art und dem Winkel ihrer Wände gegen den Fußboden die Geſtalt der Säcke. Je gleich⸗ 
mäßiger dieſe iſt, um ſo eher kann ein feſter und ſicherer Aufbau der Stapel erzielt werden. 
Denn ſelbſt eine ſorgfältige Stapelung im Kreuz- oder Mauerverbande kann bei Säcken von 
verſchiedenen Maßen und Größenverhältniſſen ein Einſtürzen nicht verhindern. Ferner iſt 
zu beachten, daß die häufig mit noch warmem Rohzucker befüllten Säcke auf dem Transporte 
zum Lager gefrieren, gefroren geſtapelt werden und dann im Stapel beim Auftauen und 
Weichwerden ihre Form verändern und dadurch auch ſachkundig geſetzte Stapel in Bewegung 
bringen, ja ſelbſt Stapel von ganz geringer Höhe umwerfen. Auch mit ſirupierenden Nach- 
produkten befüllte Säcke erſchweren einen ſicheren Stapelaufbau. 

Ich erſuche Sie, die Aufmerkſamkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten und, ſoweit Zucker⸗ 
lager in Frage kommen, der Gewerbepolizeibehörden auf dieſe Angelegenheit zu lenken, 
und nötigenfalls auch polizeiliche Verfügungen gemäß § 120d der Gewerbeordnung nach 
dem Muſter der oben mitgeteilten Verfügung des Polizeipräſidenten in Magdeburg zu 
veranlaſſen. 

Im Auftrage. 


III 2900. Neumann. 


An die Herren Regierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


6. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß S 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Vereinigte Kranken -Unterſtützungs und Begräbniskaſſe (E. H.) in Frankfurt a. M.- 

Oberrad, 
„Allgemeiner Unterſtützungsverein für Krankheits und Sterbefälle zu Kelkheim (E. H.), 
. Ziegeferfche Kranken- und Sterbekaſſe zu Brandenburg a. H. (E. H.), 
Kranken- und Sterbekaſſe der Arbeiter in den Königlichen Gärten in und bei 
Potsdam (E. H.), 
Kranken⸗ und Sterbekaſſe des Maurergewerks zu Halle a. S., 
Merkur, freie Vereinigung von Kaufleuten (E. H.) in Breslau, 
„Krankenkaſſe für Arbeiter und Handwerker (E. H.) in Glückſtadt, 
„Krankenunterſtützungskaſſe für Gold und Silberarbeiter u. v. B. in Hanau (E. H.), 
„Allgemeine Männer-Kranken⸗ und Sterbe⸗Kaſſe zur Germania in Sachſenhauſen⸗ 
Frankfurt a. M. (E. H.), 
„Männer Krankenkaſſe „Zur Beſtändigkeit“ (E. H.) in Frankfurt a. M., 
. Mranfen- und Sterbekaſſe zu Auringen (E. H.), 
„Freiwillige Krankenkaſſe (E. H.) in Kollow, 
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13. Kranken und Sterbe-Kaſſe der Textilinduſtrie-Arbeiter und Arbeiterinnen (E. H.) 
in Ronsdorf, 

14. Leichlinger Kranken und Sterbekaſſe (E. H.) in Förſtchen. 

Berlin, den 2. Mai 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 3460 I. Aug. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Verſammlungen des Verbandes dentſcher Gewerbeſchulmänner. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. April 1907. 

In der Zeit vom 22. bis zum 25. Mai d. J. findet in Bremen die XVIII. Wander⸗ 
verſammlung des Verbandes deutſcher Gewerbeſchulmänner und gleichzeitig der im Verbande 
beſtehenden Gruppen der Baugewerkſchulmänner, der Maſchinenbauſchulmänner und der 
Kunſtgewerbeſchulmänner ſtatt. Auf den Antrag des Vorſitzenden des Verbandes deutſcher 
Gewerbeſchulmänner beſtimme ich, daß aus den Provinzen Brandenburg, Pommern, Sachſen, 
Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Weſtfalen von jeder größeren gewerblichen Unterrichts— 
anſtalt je 2 hauptamtliche Lehrperſonen einſchließlich der Leiter zu den Verſammlungen 
entſandt werden können. Ich ſetze voraus, daß in den Auſtaltsetats zur Deckung der ent- 
ſtehenden Koſten hinreichende Mittel vorhanden ſind, und überlaſſe in dieſem Falle den 
beteiligten Direktionen, Schulvorſtänden oder Vereinen die erforderlichen Anordnungen. 
Die Reiſebeihilfen dürfen nur bis zur Höhe der für Schülerausflüge feſtgeſetzten Beträge 
bewilligt werden. 

Die gewerbeſchultechniſchen Referenten haben, ſofern ſie nicht durch dringende Dienſt— 
geſchäfte verhindert ſind, den Verhandlungen beizuwohnen. 

Ferner beſtimme ich, daß bie Pfüigſtferien an den für die Beteiligung an der Wander— 
verſaumlung in Betracht kommenden gewerblichen Unterrichtsanſtalten bis zum 26. Mai zu 
verlängern ſind. 

In Vertrelung. 
IV 3911. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten in den Provinzen Brandenburg, Pommern, Sachſen, 
Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Weſtfalen. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Zeichenkurſe für Lehrer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 22. April 1907. 

Unt die Durchführung der durch Erlaß vom 28. Jannar d. Is. (SMBl. S. 33) 
bekannt gemachten Grundſätze für die Erteilung des Zeichenunterrichts in gewerblichen Fort— 
bildungsſchulen zu erleichtern und den Lehrern Gelegenheit zur Vorbereitung für dieſen 
Unterricht zu bieten, habe ich in Ausſicht genommen, die bisher abgehaltenen Zeichenkurſe 
unzugejtalten und zu erweitern. 

Die Kurſe werden fortan zerfallen in 

Vorbereitungskurſe, 
kleine Fachkurſe und 
große Fachkurſe. 

Die Vorbereitungskurſe dauern 6 Wochen, ſie ſind zur erſten Ausbildung aller Lehrer 
beſtimmt und erſtrecken ſich auf Zirkelzeichnen, Projektionszeichnen, freies Zeichnen nach 
Gegenſtänden ſowie Aufnehmen und Auftragen von Maßſkizzen. Sie werden an dazu aus⸗ 
gewählten Gewerbe-, Handwerker und Kunſtgewerbeſchulen ſtattfinden. 
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Zu den Fachkurſen werden nur Lehrer zugelaſſen, die entweder einen Vorbereitungs⸗ 
kurſus oder einen der bisherigen Zeichenkurſe beſucht oder die Zeichenlehrerprüfung beſtanden 
haben oder imſtande ſind, den Beſitz einer eutſprechenden zeichneriſchen Vorbildung auf 
andere Weiſe nachzuweiſen. 

Die kleinen Fachkurſe ſind in erſter Linie für die Bedürfniſſe der Lehrer beſtimmt, die 
an Schulen mit beruflich gemiſchten Klaſſen zu unterrichten haben. Sie dauern 2 6 Wochen 
und bezwecken eine Einführung in das Fachzeichnen der wichtigſten Gewerbe und in den 
Gebrauch der im Unterrichte zu verwendenden Lehrmittel. Sie ſollen an Fachſchulen, ſowie 
an Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen, nach Umſtänden auch an größeren Fortbildungs⸗ 
ſchulen abgehalten werden. Ihre kurze Dauer ermöglicht es den Lehrern, int Laufe einiger 
Jahre Kurſe für eine Reihe von Gewerben mitzumachen. Die wiederholte Einberufung 
gewährt ihnen außerdem die Gelegenheit, zu den Fachſchulen in nähere Beziehung zu treten, 
um die etwa empfundenen Lücken im Verkehre mit Leitern und Lehrern der Kurſe auszu 
füllen und ihre Ausbildung allmählich abzurunden. 

Die großen Fachkurſe ſind für die Lehrer an den größeren, durchweg beruflich ge- 
gliederten Schulen beſtimmt. Sie können im Etatsjahr 1907 noch nicht abgehalten werden, 
die nähere Beſtimmung über ſie bleibt daher vorbehalten. 

Da die Unterweiſung in den Zeichenkurſen durchweg Einzelunterricht ſein muß, ſollen 
zu keinem Kurſus mehr als 20 Teilnehmer einberufen werden. Die zur Teilnahme Ein⸗ 
berufenen erhalten neben freiem Unterrichte 5 AM. Tagegelder und die Koſten der Hin- und 
Rückreiſe in der III. Wagenklaſſe aus der Staatskaſſe erſetzt. 

Die näheren Mitteilungen über die Kurſe, zu denen Lehrer aus dem dortigen Re— 
gierungsbezirke zugelaſſen werden ſollen, werden Ihnen alljährlich rechtzeitig zugehen. 


Im Auftrage. 
IV 1764 II. Ang. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfelb in Berlin W. 


